
URTEIL VOM 2. 2. 1989 — RECHTSSACHE 353/87 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
2. Februar 1989 * 

In der Rechtssache 353/87 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­
ter Giuliano Marenco und durch Daniel Calleja, Juristischer Dienst der Kommis­
sion, als Bevollmächtigte, Zustellungsbevollmächtigter: Georgios Kremlis, Juristi­
scher Dienst der Kommission, Centre Albert Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Italienische Republik, vertreten durch Luigi Ferrari Bravo, Leiter des Servizio del 
contenzioso diplomatico, als Bevollmächtigten, Beistand: Franco Favara, Avvocato 
dello Stato, Zustellungsanschrift: Italienische Botschaft in Luxemburg, 

Beklagte, 

wegen Feststellung, daß die Italienische Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, daß sie nicht innerhalb der festge­
setzten Frist die erforderlichen Vorschriften zur Durchführung der Zehnten Mehr­
wertsteuerrichtlinie erlassen hat, 

hat 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten R. Joliét, 
T. F. O'Higgins und F. Grévisse, der Richter Sir Gordon Slynn, G. F. Mancini, 
F. A. Schockweiler, J. C. Moitinho de Almeida und G. C. Rodríguez Iglesias 

* Verfahrenssprache: Italienisch. 
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KOMMISSION / ITALIEN 

(Gründe nicht wiedergegeben) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus dem 
EWG-Vertrag verstoßen, daß sie nicht innerhalb der festgesetzten Frist die er­
forderlichen Vorschriften erlassen hat, um die Zehnte Richtlinie 84/386/EWG 
des Rates vom 31. Juli 1984 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern in Abänderung der Richtlinie 
77/388/EWG — Anwendung der Mehrwertsteuer auf die Vermietung von be­
weglichen körperlichen Gegenständen, durchzuführen. 

2) Die Italienische Republik trägt die Kosten des Verfahrens. 
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